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L Einteitung

Im Normalfall verhält es sich so, dass die gesund-
heitlich beeinträchtigte Person nicht mehr in der
Lage ist, für sich selbst zu sorgen und gegebenenfalls
zusätzliche Dienstleistungen benötigt, die ebenfalls
eine Drittperson erbringt. Diese Dienstleistungen
l)ritter können Hilfe-, BetreuunSs- oder Pflegeleis-
tungen sein, wobei die fragliche Dienstleistung von
der Drittperson selber an oder für die gesundheit-
lich beeinträchtigte Person erbracht wird.

In selteneren Fällen ist die gesundheitlich beein-
trächtigte Person funktionell noch in der Lage, die
bisher ausgeführten oder zusätzlich notwendig
gewordenen Verrichtungen unter der Anleitung
oder Kontrolle einer Drittperson oder selbstständig
auszuführen, wobei die Ausführung mit oder ohne
einem erhöhten Zeitaufwand möglich ist. In all
diesen F-ällen, in denen bei der gesundheitlich
beeinträchtigten Person ein Selbstversorgungs-
mehraufwand entsteht, ist klärungsbedürftig, ob
und inwieweit der Selbstversorgungsmehraufwand
vergütungsfähig ist bzw. die Mitwirkung der ge-

sundheitlich beeinträchtigten Person die Ersatz-

fähigkeit der Drittleistung ausschliesst oder zumin-
dest reduziert.

ll. Heterogene Ersatzpflicht für
Drittteistungen

A. AnspruchsberechtigtePerson

Der vorliegende Beitrag befasst sich mit der Ersatzfä-
higkeit des Selbstversorgungmehraufwandes und
geht der Frage nach, inwieweit das Sozialversiche-
runSs- und das Haftpflichtrecht diesbezüglich F,r-

satzpfl icht vorsehen. Das Sozialversicherungsrecht
des Bundes statuiert eine heteroSene EISatzpflicht für
Drittleistungen. Die Heterogenität bezieht sich dabei
sowohl auf die Anspruchsberichtigung als auch den
Umfang der vergütungsfähigen Dienstleistungen. ln
der Regel wird die versicherte Person, die Hilfe, Be-
treuunS oder l'flege benötigt, als anspruchsberech-
tigte Person betrachtet.

Die versicherte Person kann beispielsweise eine
Hilf losenentschädigung (gemäss AHVGT, IVG2, UVGI
oder MVGr), einen IntensivpfleSezuschlag,s einen As-

sistenzbeitrag6 oder eine Pfl egeentschädigungT gel-
tend machen. Die Drittperson, die Dienstleistungen
erbringt, ist nur ausnahmswe ise zur Geltendmachung
berechtigt. So können betreuende und pflegende An-
gehörige von Personen, die in mittlerem oder schwe-
rem Grad hilflos sind, BetreuungsgutschriftenB pro
abgelaufenes Kalender jahr beantragen. Das kantona-
le Sozialversicherungsrecht gewährt mitunter pfl eSen-

den Angehörigen eine Pauschalvergütung.e

I \81. Art. .13r," AHVG und Art. 66hß AHVV.
2 Vgl. Art. .12 ff. M und Art. 35 ff. IVV.
3 V8l. Art. 26 f. UVG und Art. :'|7 t. UVV.
4 Vgl. Art. 20 MVC.
5 Vgl. Art. 42k, Abs. 3 Iv(; und Art. :'i9 Abs. 2 und :l IVV.
6 Vgl. Art. .12q" - ff. lVG und Art. 39a ff. lVV
7 Vtil. Art. l0 Abs.3 und Art. 21 ilbs. I UVG und Art. 18

UVV soi§ie Art. 25a KV(; und Art. 7 ff. KI-\'.
8 Vgl. Art. 29*p,ier AHVG und Art. 529 ff. AHVV.
9 Siehe z. B. Verordnung betreffend Beiträge an dic unent-

geltliche I'flege und lletreuung von dauernd pflcge-
brdürftigen Personen zu Hause (Pflegebeitrassverord_

nung) vom 4. Dezcmber 2012 des Kantons Basel_Stadt.
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Im Geltungsbereich des Schadenersatzrechtes
und des Privatversicherungsrechtes kann nur die
geschädigte bzw. versicherte Person Schadenaus-
gleichsansprüche geltend machen. Drittpersonen,
die sekundär geschädigt werden, können nur aus-
nahmsweise einen Haftu ngsanspruch fordern, so
etwa die mutmasslich versorgte Person, wenn der
Versorger widerrechtlich getötet worden ist,10 oder
nahe Angehörige von verletzten oder getöteten Per-

sonen, die einen Schockschaden erleiden.rr
Pflegeleistungen können schliesslich nur von zu-

gelassenen Leistungserbringern abgerechnet wer-
den. Weder die versicherte Person noch ihre Ange-
hörigen oder sonstige Dritte sind berechtigt, vom
an sich leistungspfl ichtigen Sozialversicherungsträ-
ger eine Entschädigung zu verlangen, wenn nicht
zugelassene Personen versicherte Pfl egeleistungen
ausführen.r2 Eine Ausnahme besteht nur wirkungs-
bereich der Unfallversicherung. Die obligatorische
Unfallversicherung hat einen Beitrag an die Kosten
von versicherten Pflegeleistungen, die von nicht
zugelassenen Personen erbracht werden, zu erbrin-
gen.l3

Bei vertraglichen Schadenausgleichsansprüchen
bestehen keine Ausnahmen. Die diesbezüglichen
Ansprüche stehen dem Versicherungsnehmer oder
gegebenenfalls den versicherten Personen, nicht aber

anderen Personen zu, selbst wenn diese Dienstleis-
tungen erbringen, deren Kosten im Rahmen eines
abgeschlossenen Privatversicherungsvertrages ver-
gütet werden. Drittpersonen sind in solchen Fällen
nur dann berechtigt, I-eistung vom Versicherer zu
fordern, wenn die anspruchsberechtigte Person den
Schadenausgleichsanspruch abgetreten hat.

Vergütungsfähige Dienst-
[eistungen

Grosse Unterschiede bestehen schliesslich auch in
Bezug auf den Umfang der vergütungsfähigen
Dienstleistungen. Sowohl im vertraglichen Schaden-
ausgleichsrecht als auch im Haftungsrecht gilt der
Grundsatz der Totalreparation. Die ersatzpfl ichtige
Person hat den gesamten Schaden, insbesondere
auch für sämtliche kausal notwendigen Dienstleis-
tungen von Drittpersonen, zu vergüten. Die geschä-

digte Person ist finanziell letztlich so zu stellen, wie
wenn die Vertragsverletzung bzw. das haftungsbe-

8ründende Ereignis nicht geschehen wäre.

Im Sozialversicherungsrecht demgegenüber gilt
das Legalitätsprinzip. Nur solche Dienstleistungen,
die der Gesetzgeber als vergütungsfähig bezeichnet
hat, sind vom jeweiligen Sozialversicherungsträger
abzugelten. Bei der Hilfl osenentschädigung können
beispielsweise nur Hilfeleistungen in Bezug auf die
anerkannten sechs alltäglichen Lebensverrichtun-
gen eine Hilflosigkeit begründen.rr Der lntensiv-
pflegezuschlag wird gewährt, wenn der behinde-
rungsbedingte Aufwand für Betreuung, Grund- und
Behand lu ngspfle6c srrwie persön liche Ü berwachu ng
mindestens vier Stunden pro Tag übersteigt.rs Beim
Assistenzbeitrag wiederum werden nicht nur Hilfe-
leistungen in Bezug aufdie anerkannten sechs alltäg-
Iichen Lebensverrichtungen, sondern darüber hin-
aus zusätzliche Dienstleistungen anerkannt.r6

Schliesslich wird bei der Pflegeentschädigung ie
nach dem anwendbaren Sozialversicherungssystem
unterschieden, ob Iediglich die medizinische Pflege

oder auch nicht medizinische PfleSeleistungen (un-
ter Ausschluss der Betreuung und der hauswirt-
schaftlichen Hilfe) vergütet werden. Im Geltungsbe-
reich der obligatorischen Unfallversicherung ist
lediglich die medizinische Pflege versichert,rT wäh-
rend im Anwendungsbereich der obligatorischen
Krankenpfl egeversicherung sämtliche Pfl egeleistun-
gen unter Einschluss Abklärung des Proiektbedarfes,
der Koordination der Pflegeleistungen sowie der Be-
ratung der versicherten Person und ihrer Angehöri-
gen gedeckt ist.r3

lll. Soziatversicherungsrechttiche
Ersatzpf Licht f ür Setbstversor-
gungsleistungen

A. lndirekte Hilfeteistungen von
Drittpersonen

1. Al]gemeines
Dienstleistungen für die versicherte Person oder im
Interesse der versicherten Person können völlig los-
gelöst von der versicherten Petson erbracht werden,
setzen in der Regel aber die Anwesenheit der versi-
cherten Person voraus. Insbesondere Pflegeleistun-
gen werden in der Regel an dieversicherte Person und
nicht nur für die versicherte Person erbracht. Grund-
pfl egeleistungen beispielsweise stelten Tätigkeiten
dar, welche die versicherte Person nicht mehr selber

1l1e

B

l0 Vgl. Art.45 Abs.3 OR.
r1 Vgl. B(;E 1.12 III.133 ff. und l38lll276 ff.
12 Siehe z. B. Art. 18Abs. I UVV und Art. 7 Abs
13 Vgl. Art. 18 Abs. 2 lit. a UVV.

l,l Statt vieler B(;11 121 V88E.3
l5 V8l. Art.39lVV.
l6 Vgl. Art.39c IVV.
l7 Vgl. Art. 18Abs. IUVV.
IU Vgl. Art. 7 Abs.2 KI-V.

I KI,V
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ausführen kann.le Bei gewissen Verrichtungen hilft
die versicherte Person geringfügig bei der Erbringung
der notwendigen Dienstleistung mit oder führt 8e-
gebenenfalls allfätlige lnstruktionen der anwesen-
den Drittperson aus. ln all diesen Fällen stellt sich die
Frage, ob die Mithilfe der versicherten Person oder
die instruktionsgemässe Ausführung durch die ver-
sicherte Person einen Grund für die Verweigerung
oder Kürzung einer Versicherungsleistung für die
Drittleistung darstellt.

2, Hitftosenentschädigung
Bei der Hilflosenentschädigung wird nicht nur die
direkte Dritthilfe, sondern auch die indirekte Dritt-
hilfe anerkannt.20 Bei Lebensverrichtungen, die meh-
rere Teilfunktionen umfassen, ist nichtverlangt, dass
die versicherte Person bei der Mehrzahl dieser Teil-
funktionen fremder Hilfe bedarf. Vielmehr ist bloss
erforderlich, dass sie bei einer dieser Teilfunktionen
regelmässig in erheblicher Weise auf direkte oder in-
direkte Dritthilfe angewiesen ist.2r Eine indirekte
Hilfsbedürftigkeit liegt vor, wenn dieversicherte Per-

son von einer Drittperson entweder aufgefordert wer-
den muss, eine relevante Lebensverrichtungen selber
vorzunehmen, oder die Verrichtung durch die Dritt-
person überwacht werden muss.22

Eine indirekte Hilfeleistung ist beispielsweise be-
achtlich, wenn die versicherte Person zwar die Not-
durft einschliesslich Reinigung funktionsmässig an
sich noch selber verrichten kann, aber dabei speziell
überwacht werden muss, damitbei Bedarf, d. h. wenn
die eigene Reinigung hygienischen Anforderungen
nichtgenügt, eingegriffen werden kann.23 Auch eine
nur kurze, aber regelmässig notwendiSe Nachkont-
rolle stellt eine erhebliche indirekte Dritthilfe dar.2'r

Zur Lebensverrichtung Notdurft gehört auch das
Ordnen der Kleider bzw. die Überpdfung, ob die
Kleider nach der Notdurftverrichtung von der versi-
cherten Person richtig geordnet worden sind.2s

Die indirekte Dritthilfe ist von der persönlichen
Überwachungsbedürftigkeit26 bzw. der dauernden
persönlichen Überwachungsbedürftigkeit2T abzu-
grenzen, die im Zusammenhang mit der Festlegung
des Schweregrades der Hilflosigkeit zu berücksichti-

19 Vgl. Art. 7 Abs.2lit. Ziff. r KLV.

20 Vgl. BGE 121 V 88 E. 3c, 107 V 145 E. lc, 107 V 136 E. 1b,

106 V 157 E. 2 und 105 V 52 E. 4a.
21 Statt vieler BGE 107 V 141 E. ld.
22 Vgl. Urteil Bundesgericht I 908/05 vom 23. Juli 2007

F..6.t.
23 Vgl. Urteil Bundesgericht i. S. H. vom 1. März 1988.
24 Vgl. Urteil Bundesgericht i. S. S. vom 13. Dezember 1991.

25 Vgl. BCE l21V 88 E. 6a.
26 Vgl. Art.37 Abs. 1IVV.
27 Vgl. Art.37 Abs.2lit.bund Abs.3lit.bIVV.

gen sind. Die Uberwachungsbedürftigkeit bezieht
sich nicht auf die alttäglichen Lebensverrichtun-
gen.28 Es handelt sich vielmehr um eine Art medizi-
nischer oder pflegerischer Hilfeleistung, die infotge
des physischen, geistigen oder psychischen Zustan-
des der versicherten Person not\ /endig ist.2e Eine
dauernde persönliche Überwachung setzt die Not-
wendigkeit einer auf die Person der versicherten
Person bezogenen Überwachung durch eine damit
betraute Person voraus, die gezielter ist als die kollek-
tive Aufsicht. Das Erfordernis der Dauer bedingt in-
des nicht, dass die betreuende Person ausschliesslich
än die überwachte Person gebunden ist, und hat auch
nicht die Bedeutung von «rund um die Uhr", son-
dern ist als Gegensatz zu "vorübergehend".l{)

Ein Hilf€bedarf in Bezug auf lebenspraktische Tä-

tigkeiten gilt als leichte Hilflosigkeit.sl Die lebensprak-
tische Begleitung beinhaltet aber weder die (direkte
oder indirekte) Dritthilfe bei den sechs alltäglichen
Leben sver richt u ngen noch die Pflege noch die Über-
wachung, die bei der Festlegung des Schweregrades
der Hilflosigkeit massgeblich sind. Sie stellt vielmehr
ein zusätzliches und eigenständiges Institut der Hilfe
dar. Im Rahmen der lebenspraktischen Begleitung ist
die direkte und die indirekte Dritthilfe ebenfalls zu
berücksichtigen. Demnach kann die Begleitperson die
notwendigerweise anfallenden Tätigkeiten auch sel-
ber ausführen, wenn die versicherte Person dazu ge-

sundheitsbed ingt trotz Anleitung oder Überwa-
chung/Kontrolle nicht in der Lage ist.32

Die elterliche Überwachung wird ebenfalls beim
lntensivpfl egezuschlag als versicherte Dienstleistung
berücksichtigt. Eine dauernde Überwachungsbe-
dürftigkeit wird pauschal mit zwei Stunden pro Tag,

eine besonders intensive behinderungsbedingte
Überwachung demgegenüber mit vier Stunden pro
Tagangerechnet. tt Ein dauernder Überwachungsbe-
darf besteht dann, wenn das veßicherte Kind nicht
bloss während bestimmter Stunden am Tag pflegeri-
sche Unterstützung benötigt, sondern darüber hin-
aus rund um die Uhr invaliditätsbedingt überwacht
werden muss, sei es aus medizinischen Gründen (2. B.

Gefahr epileptischer Anfälle), sei es infolge spezifi-
scher geistiger Behinderungen oder bei Autismus.3{
Eine besonders intensive dauernde Überwachung
setzt eine überdurchschnittlich hohe Aufmerksam-

28 Vgl. ZAK 1984 S.354 E. 2c.
29 Vgl. BGE 107 V 136 L. lb.
30 Vgl. Urteil Bundesgericht 8C_912/2OO8 vofi 5. März

2009 [..3.2.3.
31 Vgl. Art.37 Abs.3lit. e IVV.
32 Vgl. BGE 133 V450 E. 10.2.
33 Vgl. Art. 39 Abs. 3lVV.
34 Vgl. Urteil BundesSericht 9C 666/2013 vom 25. Februar

20t4 E.a.2.
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keit und ständige lnterventionsbereitschaft der Be-
treuungsperson voraus. Js

3. Assistenzbeitrag
Beim Assistenzbeitrag werden die Anleitung, Kont-
rolle sowie Überwachung bei der Ausführung von
versicherten Assistenzleistungen durch die versi-
cherte Person ebenfalls berücksichtigt.s6 [st die ver-
sicherte Person auf indirekte Assistenzleistungen
angewiesen, wird der Hilfebedarf der Stufe 1 zuge-
wiesen.It Ein Assistenzbedarf, der bereits als direkte
oder indirekte Hilfe bei einer anderen Assistenzleis-
tung berücksichtigt worden ist, kann nicht noch-
mals im Zusammenhang mit der ebenfalls als Assis-

tenzleistung anerkannten Überwachung während
des Tages bzw. der Nacht berücksichtigt werden.38

4. EetreuungsgutschriIten
Betreuungsgutschriften werden an Verwandte (Ur-
grosseltern, Grosseltern, Eltern, Schwiegereltern,
Ehegatte, Geschwister, Kinder, Stiefkinder und En-
kelkinder) von versicherten Personen, bei denen
mindestens eine Hilflosigkeit mittleren Grades vor-
liegt, ausgerichtet, sofern die betreuende Person
nicht mehr als 30 km vom Wohnort der versicherten
Person entfernt wohnt oder für die Zurücklegung des
Weges nicht länger als eine Stunde benötigt.3e Weder
Gesetz noch Verordnung konkretisieren, welche
Hilfeleistungen als eine Betreuung zu qualifizieren
sind. l)a Betreuungsgutschriften mindestens eine
Hilfl osigkeit mittelschweren Grades voraussetzen,
können BetreuungsSutschriften nur solchen Dritt-
personen gewährt werden, die eine direkte oder in-
direkte Hilfeleistungen in den betroffenen alltägli-
chen Lebensverrichtungen, welche die Hilfl osigkeit
begründen, erbringen.

5. AndereVersicherungsleistungen
Im Gegensatz zur Praxis bei der Hilflosenentschädi-
gung, dem Assistenzbeitrag und den Betreuungsgut'
schriften wird die Mithilfe der versicherten Person
bzw. die weisunSsgemässe Ausführung durch die
versicherte Person in Bezug auf andere Versiche-
rungsleistungen nicht anerkannt. Benötigt die ver-
sicherte Person beispielsweise im Bereich Pflege ge-
sellschaf tliche Kontakte (Lektüre, Korrespondenz,
Besuche und Anlässe) mit Ausnahme des Telefonie-
rens die direkte oder indirekte Hilfe der Ehefrau,
kann im Kontext mit der Integritätsentschädigung

35 lbid. E.8.2.2.t
36 Vgl. R2.4005 1/16 Kreisschreiben über den Assistenz

beitrag (KSAB - gültig ab 1.1.2015;Stand 1.1.2019).
37 Vgl. R2..1011 KSAB.
38 V8l. R2..1062 l/18 KSAB.
39 VUl. Art. 528 AHVV.

nicht davon ausgegangen werden, dass die versicher-
te Person den Alltag nicht mehr selbstständig bewäl-
tigen kann.lo

B. Setbstversorgungsleistungen

1. SetbstständigeVornahmeeinerversicherten
Leistung

Von den indirekten Hilfeleistungen Dritter bzw. der
teilweisen Mitwirkung der versicherten Person an
der Durchfü hru ng von versicherten Drittleistungen
zu unterscheiden sind die Fälle, in denen die versi-
cherte Person eine versicherte Leistung selbstständig
ausführt bzw. für die selbstständige Verrichtung ei-
nen grösseren Zeitaufwand benötigt. Es fragt sich, ob
die versicherte Person, obwohl sie nicht auf die Hilfe
einer Drittperson angewiesen ist, gleichwohl eine
Versicherungsleistung beanspruchen kann, die ge-

währt würde, wenn anstelle der versicherten Person
eine Drittperson tätig wäre.

Das Bundesgericht gewährt versicherten Perso-
nen, die alltägliche Lebensverrichtungen nur noch
auf eine nicht übliche Art und Weise ausführen kön-
nen oder von der Ausführung einer alltäglichen Le-

bensrichtung keinen praktischen Nutzen mehr ha-
ben, eine Hilflosenentschädigung. Eine unübliche
Vornahme einer alltäglichen Lebensrichtung liegt
beispielsweise vor, wenn der Darm von Hand ausge-
räumt werden mussil oder die versicherte Person die
Nahrung nur noch mit den Füssen aufnehmen
kann.,2 Muss die versicherte Person zur Blasenent-
leerung täglich einen Katheter einsetzen, so stellt
dies ebenfalls eine unübliche Art und Weise der Not-
durftverrichtung dar, weshalb die Hilflosigkeit dieser
Lebensverrichtung erfüllt ist, obwohl es am Erforder-
nis effektiver Dritthilfe fehlt.13 Eine praktische Nutz-
losigkeit besteht etwa bei querschnittsgelähmten
Personen, die mittels einer Aufricht- und Stehhilfe,
die auf dem Rollstuhl montiert ist, aufstehen und
absitzen können.r{

Ist die selbstständige Vornahme einer versicherten
Leistung wederunüblich noch nutzlos, kann diever-
sicherte Person, selbst wenn sie zugelassener Leis-
tungserbringer wäre, die von ihr für sich selbst er-
brachte versicherte Leistung nicht gegenüber dem
Sozialversicherungsträger abrechnen (Verbot der

40 Vgl. Urteil BundesSericht 8C 505/2007 vom 28. Mai
2004 t . 1.2.

4l Vgl. Urteil Bundesgericht i. S. Sch. vom 3. Februar 1988
E. 2d. A. A. Urteil Bundesgericht 9C_6O4lZO13 vom
6. Dezcmber 20l3 E. 5.4.

42 Vgl. B(;E 106 V 158 [. 2b.
.13 V8l. Urteil Bundesgericht 8C 67412OO7 vom 6. Mäft

2008 [_.6.
,r4 Vß1. B(;E 117 V 146 E. :Jb.
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Selbstabrechnung).rs Zulässig ist demgegenüber die
Abrechnung von versicherten Leistungen, die ein als
Leistungserbringer zugelassener Angehöriger für die
versicherte Person erbringt.46 Es genügt nicht, dass
der DienstleistunSserbringer bzw. der AngehöriBe die
materiellen Zulassungsvoraussetzungen erfüllt; die
Leistungspfl icht des Sozialversicherungsträgers be-
steht erst ab dem Zeitpunkt der Zulassung.rT

Zwischen dem Verbot der Selbstabrechnung und
der Zulässigkeit der Drittabrechnung - auch im in-
nerfamiliären Verhältnis - besteht ein Spannungs-
verhältnis insoweit, als die versicherte Person auf-
grund des Wahlrechts zwischen den zugelassenen
Leistungserbringern berechtigt ist, die von ihr für
sich selber erbrachten versicherten Leistungen durch
einen zugelassenen Leistungserbringer ausführen zu
lassen. Die "Auslagerung» von versicherten Leistun-
gen führt zur Frage, ob versicherte Personen, die in
der Lage sind, versicherte Leistungen selbstständig
auszuführen, als Folge der Schadenminderungs-
pflicht von ihrer Austauschbefugnis kein Gebrauch
machen dürfen.

Soweit ersichtlich hat das Bundesgericht diese Fra-
ge noch nicht beantwortet. Mit Bezug auf die Scha-
denminderungspflicht von Angehörigen hat das
Bundesgericht immerhin festgestellt, dass von den
Angehörigen einer versicherten Person eine Mithilfe
verlangt werden kann, die weiter geht als die ohne
Gesundheitsschaden üblicherweise zu erwaftende
Unterstützung.r8 Im konkreten Einzelfall ist zu fra-
gen, wie sich eine vernünftige Familiengemeinschaft
einrichten würde, sofern keine Versicherungsleis-
tungen zu erwarten wären. Vom einzelnen Angehö-
rigen dürfen dabei nur solche Hilfeleistungen ver-
langt werden, die obiektiv tatsächlich möglich und
subiektiv zumutbar sind.4e Zudem ist es unzulässig,
den gesamten behinderungsbedingten Mehrauf-
wand auf Angehörige zu überwälzen.so

Die zugelassenen Leistungserbringer sind insoweit
verpflichtet, im konkreten Einzelfall zu überprüfen,
ob entweder die versicherte Person oder aUfällige
Angehörige versicherte Leistungen auszuführen im-
stande sind und ihnen dies zumutbar ist. Dabei ist
den anerkannten Leistungserbringern, insbesondere
auch einer Spitex-Organisation, von der Natur der

45 Vgl. BGE 133 V 416 [.2-4.
.16 Vgl. Urteile Bundesgericht i.S.X. vom 20. Dezember

1999 = RKUv 2000, 5. 77 (betreffend ärztliche Behand-
lungdurch den EheSatten) bzw. i.S. X. vom 20. Dezem-
ber 1999 = RKUV 2000, S. 82 (betreffend ärztliche Be-

handlung durch einen Elternteil).
47 Vgl. BGE t33 V 218 li. 6 und Urteil Bundesgericht K

l4l/06 und K 145/06 vom 10. Mai 2007 E. 5.2.
48 Statt vieler BGE 141v 642E.1.3.2.
.19 lbi.t. F..4.3.3.
50 Ibid. E.4.3.2.

Sache her bei der Frage, was an Hilfestellung von den
Familienangehörigen erwartet werden kann, ein ver-
nünftiger und praktikabler Beurteilungsspielraum
zuzugestehen.sr Anerkannte Leistungserbringer sind
insbesondere berechtigt, pflegende Angehörige
anzustellen,s2 wobei allerdings nur eine Anstellung
für Grundpflegeleistungen zulässig ist.53 Vor diesem
Hintergrund ist einzelfallweise zu entscheiden, ob
und inwieweit die Ausführung von versicherten Leis-
tungen der versicherten Person und/oder ihren An-
gehörigen zumutbar ist.

2. Leistungspflichr für erhöhten Zeitaufwänd
Kann die versicherte Person eine bestimmte Verrich-
tung zwar selbstständig, aber nur mit erhöhtem Zeit-
aufwand ausführen, stellt sich die Frage, ob dieser
vom Sozialversicherungsträger vergütet werden
muss. Die Problematik stellt sich beispielsweise bei
versicherten Personen, die nicht erwerbstätig bzw.
im angestammten Aufgabenbereich tätig gewesen
sind. Dieser umfasst übliche Tätigkeiten im Haushalt
sowie die Pflege und Betreuung von Angehörigen.sr
Die Rechtsprechung geht unter Hinweis auf die Scha-

denminderungspfl icht bei nicht erwerbstätigen Ver-
sicherten davon aus, dass ein erhöhter Zeitaufwand,
insbesondere vermehrt notwendige Pausen, nicht
leistungserhöhend zu berücksichtigen sind, wenn
die Besorgung der Aufgaben insgesamt noch möglich
ist.ss Im angestammten Aufgabenbereich tätige ver-
sicherte Personen sind insbesondere verpflichtet, die
durch den Wegfall einer allfälligen Teilerwerbstätig-
keit zur Verfügung stehende Zeit für die Erledigung
von hauswirtschaftlichen Tätigkeiten zu nutzen.s6

Bei erwerbstätigen Personen wird die Notwendig-
keit, vermehrte Pausen einzulegen bzw. nach einem
eigenen Tempo zu arbeiten, bei der Arbeitsfähigkeit
berücksichtigt.5T Diese unterschiedliche Praxis ist
nicht nur widersprüchlich, sondern verletzt das ver-
fassungsmässige Gleichbehandlungsgebot, da mehr
Frauen als Männer im angestammten Aufgabenbe-

51 Vgl. Urteil Bundesgericht K 156/04 vom 21. Juni 2006
8,.4.2

52 Vgl. Urteile Bundesgericht 9C 597/2007 vom 19. De-
zember 2007 und K 156/04 vom 21. Juni 2006 = RKUV
2006, s. 303 E.4.

53 Vgl. Urteil Bundesgericht 9C_187/2019 vom 18. April
2019 E.3.

54 Vgl. Art. 27 Abs. llVV.
55 Vgl. Urteile Bundesgericht I ,12103 vom 13. Dezember

2OO4 E. 2.3.1, I 497 /Ol vom 12. Novemer 2001 E. 3/b/bb
und I ,1o7l92 vom 8. November 1993 E. 2c.

56 Vgl. Urteil Bundesgericht 1733/03 vom 6. April 2004
E.5.2.3.

57 vgl. z.B. Urteile Bundesgericht 9C 825/2016 vom
10. Iuli 2017 E. 4.3,9C 980/2008 vom 4. März 2009
E. 3.4, I 749103 vom 26. Mai 2004 E. 3.1 lnd I 629102
vom 2. Mai 2OO3 F.. 4.3.
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reich tätig sind bzw. hauswirtschaftliche, betreueri-
sche und pflegerische Aufgaben übernehmen. Im
Kontext mit einem behinderungsbedingten Mehr-
aufwand, der innerfamiliär regelmässig von weibli-
chen Angehörigen erbracht wird, geht die bundesge-
richtliche Rechtsprechung ebenfalls davon aus, dass
elne blosse Erschwerung bzw. verlangsamte Vornah-
me von Lebensverrichtungen keine anspruchsbe-
gründende Hilflosigkeit begründet.s8 Benötigt die
versicherte Person für die Vornahme einer bestimm-
ten erwerblichen oder nicht erwerblichen Tätigkeit
wegen der gesundheitlichen Beeinträchtigungen
einen erhöhten Zeitaufwand, sollte die Ersatzfähig-
keit nicht von der Art der Versicherungsleistung oder
des Geschlechts einer allenfalls helfenden Person
abhängig sein.

Ats leichte Hilflosigkeit wird nicht nur die Hilfe
von Drittpersonen bei der Ausführung von mindes-
tens zwei alltäglichen Lebensverrichtungen, sondern
auch eine aufwendige Pflege qualifiziert.se Im Kon-
text mit dem Tatbestand der besonders aufwendigen
Pflege stellt sich die Frage, ob lediglich Dritt- oder
auch Selbstpfl egeleistungen zu berücksichtigen sind.
Weder die Rechtsprechung noch die Verwaltungspra-
xis äussert sich explizit dazu. Da unübliche Selbst-
versorgungsleistungen im Zusammenhang mit all-
tägtichen Lebensverrichtungen ats Hilflosigkeit
anerkannt, sind auch Selbstpflegeleistungen zu be-
rücksichtigen.

Ein täglicher Pflegeaufwand von mehr als zwei
Stunden ist als besonders aufwendige Pflege zu qua-
lifi zieren, wenn erschwerende qualitative Momente
mit zu berücksichtigen sind. Bei einem täglichen
Pflegeaufwand von mehr als drei Stunden kann eine
Pflege als aufwendig qualiliziert werden, wenn min-
destens ein qualitatives Moment, z. B. eine pflegeri-
sche Hilfeleistung in der Nacht, hinzukommt. Ab
einem täglichen Pflegeaufwand von vier Stunden
bedarf es keines weiteren qualitativen Moments. Er-

schwerende qualitative Momente stellen beispiels-
weise ärztlich angeordnete Bewegungsübungen, die
Notwendigkeit für eine Atemtherapie und Inhalati-
onen, eine hochgradige Spastik, eine überaus emp-
Iindliche Hautpfl ege sowie pfl egerische Hilfeleistun-
gen in der Nacht (22.00-6.00 uhr) dar.oo

58 Vgl. Urteile Bundesgericht9C 373/2012 vom 22. August
2Ol2F,. 4.2,11('._91212008 vom 5. März 2009 E. 10.2 und
I 127lOO vom 26. März 2001 [-. 3b/dd sowie ZAK 19{i6
S.,l8l h.2b.

59 Vgl. Art.37 Abs.3lit. c IVV und Art.:18 Abs.4lit. c UVV.
60 Vgl. Urteile Bundesgericht 8C 663/2016 vom 17.Janu-

at 2017 1,. 2.2.3, 8C 920/2013 vom I 7. Juli 2014 E. 1. 1 f .,

8C_994l2O10 vom 20. Juni 201l li. 7.1, 8C_310/2009
vom 24. August 2009 E.9.1 und I633/00 vom Z Novem-
ber 200l [. 1.

IV. HaftungsrechtticheErsatzpfticht
f ür Selbstversorgungsleistungen

lndirekte Hitf eteistungen von
Drittpersonen

Auch im haftungsrechtlichen Kontext stellt sich die
Frage, ob indirekte Hilfeleistungen, unübliche oder
nutzlose Selbstversorgungstätigkeiten sowie ein ver-
mehrter Zeitbedarf für die Verrichtung von Tätigkei-
ten, die im Validitätsfall ausgeführt worden wären
oder als Folge der Verletzung zusätzlich anfallen,
ersatzfähiU sind. Das Bundesgericht beiaht die Ersatz-
fähigkeit nicht nur von entgeltlich, sondern auch
von unentgeltlich erbrachten Hilfeleistungen. Im
ersten Fall sind die tatsächlichen Kosten der als Folge
des haftungsbegründenden Ereignisses notwendig
gewordenen Hilfs-, Betreuungs- und Pfl egeleistun-
gen zu entschädigen. Werden die notwendigen
Dienstleistungen unentSeltlich erbracht, sei es von
Angehörigen oder auf freundschaftlicher Basis, si nd
die Kosten bei einer marktgerechten Entlöhnung der
dienstleistenden Personen heranzuziehen.6r

Ersatzpflichtig sind auch indirekte Hilfeleistun-
gen, insbesondere Bereitschafts- und Überwachungs-
leistungen. Vom Haftpflichtigen zu vergüten sind
beispielsweise die "beständige Überwachung" nebst
der Pflege eines querschnittgelähmten Geschädigten
durch die Ehefrau,62 die von der Mutter erbrachten
Bereitschafts- und ÜberwachunSszeiten für ihre
hirnverletzte Tochter,63 der zusätzlich zum Pflege-
und Betreuungsaufwand notwendige Präsenzauf-
wand der l.ebenspartnerin bei einem Geschädigten,
der an einem schweren Schädel-Hirn-Trauma mit
Hirnstammkontusion sowie initialem Hirnödem,
Wirbelverletzungen und diverse Frakturen leidet,64
oder der Bereitschaftsaufwand der Tochter einer
86-jährigen Frau, die anlässlich eines Unfalls verletzt
wurde (Fussknöchelbruch, Bänderriss sowie Kontu-
sion des linken Knies).6s

61 Vgl. Urteil BundesSericht 4A_500/2009 vom 25. Mai
2O1O l:. 3.2 lnd {C.2761200l vom 26. Mätz 2OO2 E.

w6/btdd.
62 V8l. B(;li 28ll 200 E. 5.
63 Vgl. Urteil Handelsgericht des Kantons Zürich E01/0/

HG950,140 vom 12. Juni 2001 = plädoyer 2001/6, S. 66
\rnd 2OO211,5.67 = ZR 2002 Nr. 94 = ZBJV 2003, S. 394
E. V. S. lO ff. und V2. S. 19 (4,5 Stunden pro Tag).

64 Vgl. Urteil Obergericht des Kantons Luzern 1l 04 163
vom 27. September 2006 = HAVE 2007, S. 35 ff. E. E.2 so-
$'ie ferner [-ANDoLT H., Präsenzzeitaufwandschaden bei
Angehörigenpflege, Urteil OGer Luzern vom 27.9.2006
(11 04 l6:l), in: HAVE 2007. S. 35 ff.

65 Vgl. Urteil Obergericht des Kantons Luzern ll 0.1 117
vom 13. Oktobcr 2004 [. 4.3.
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Es bestehen zwar noch Unklarheiten, in welchem
Umfang die Ohnehinanwesenheit von Angehörigen
im Rahmen der Vorteilsanrechnung zu berücksich-
tigen ist und ob die arbeitsrechtlichen Grundsätze
zur Entschädigung des Bereitschaftsdienstes von Ar-
beitnehmern analog angewendet werden,66 gleich-
wohl ist anerkannt, dass auch indirekte Hilfeleistun-
gen, insbesondere die blosse Anwesenheit bzw.
Überwachung oder die Instruktion der geschädigten
Person, genauso wie Dienstleistungen an oder für die
geschädigte Person zu entschädigen sind. Es besteht
kein Grund, die arbeitsvertraglichen Entschädi-
gungsgrundsätze nicht analog anzuwenden. Ent-
sprechend sind Bereitschaftszeiten, welche die Hilfs-
person bei sich zu Hause verbringt, um bei Bedarf
ein\pringen zu kön nen, bloss angeme\Jen zu vergü-
ten, während Bereitschaftszeiten der Hilfsperson in
der Wohnung der geschädigten Person vollumfäng-
lich entlöhnt werden müssen.67

B. Setbstversorgungsteistungen

1. HauswirtschaftticheSeLbstversorgunqs-
leistungen

Im Gegensatz zur sozialversicherungsrechtlichen
Praxis qualifiziert das Bundesgericht einen erhöhten
Zeitaufwand im Zusammenhang mit der Erbringung
von hauswirtschaftlichen Tätigkeiten als ersatzfählg.
Der Schaden aus eingeschränkter oder entfallener
Arbeitsfähigkeit zur Führung des Haushalts wird
nicht bloss ersetzt, wenn konkret Kosten für Haus-
halthilfen erwachsen, die wegen des Ausfalls der
Haushalt führenden Person beigezogen werden; aus-

zugleichen ist vielmehr auch der wirtschaftliche
Wertverlust, der durch die Beeinträchtigung der Ar-
beitsfähigkeit im Haushalt entstanden ist, und zwar
unabhängig davon, ob dieser Wertverlust zur Anstel-
Iung einer Ersatzkraft, zu vermehrtem Aufwand der
Teilinvaliden, zu zusätzlicher Beanspruchung der
Angehörigen oder zur Hinnahme von Qualitätsver-
lusten führt.68 Zusätzlich zum erhöhten Zeitaufwand
für die Erbringung der hauswirtschaftlichen Versor-
gungsleistungen, die ohne Eintritt des haftungsbe-
gründenden Ereignissen ohnehin erbracht worden
wären, ist der Zeitaufwand für verletzungsbedingt
notwendige hauswirtschaftliche Verrichtungen,

etwa einen erhöhten Wäschebedarf oder Reinigungs-
aufwand, zu vergüten.6e

2. Pfl,egerischeSelbstversorgungs[eistungen
Nach der Auffassung des Handelsgerichts des Kan-
tons Zürich sind demgegenüber weder der erhöhte
Zeitaufwand im Zusammenhang mit alltäglichen
Lebensverrichtungen noch der zusätzliche Zeitauf-
wand für Pflegeleistungen, welche die geschädigte
Person selber ausführt, ersatzfähig.70 Die Zürcher
Richter begründen die UngleichbehandlunS damit,
dass zwischen dem Pflege- und dem Haushaltscha-
den erhebliche Unterschiede bestünden und sich im
Zusammenhang mit der Ersatzfähigkeit des Selbst-
pflegeschadens heikle Abgrenzungsfragen stellen
würden.71

Es ist zwar zutreffend, dass mit dem Haushaltscha-
den in der Regel die weggefallene oder zumindest
eingeschränkte Arbeitskraft, hauswirtschaftliche
Verrichtungen erbringen zu können, entschädigt
wird und insoweit der Haushaltschadenersatz die
Funktion eines Einkommensausfallsersatzes hat. Da
das Bundesgericht aber auch die Ersatzfähigkeit ei-
nes erhöhten Zeitaufwandes für die Führung des

bisherigen Validenhaushaltes als ersatzfähig quali-
flziert und das Handelsgericht des Kantons Zürich
ebenfalls von der Ersatzfähigkeit des pflegebeding-
ten Haushaltmehraufwandes ausgeht, ist es unzu-
treffend, den pflegebedingten Selbstversorgungs-
mehraufwand nicht als grundsätzlich ersatzfähig zu
betrachten.

Es gibt keinen stichhaltigen Grund, den erhöhten
Zeitaufwand für die Erbringung von Ohnehinleis-
tungen, nicht aber den Zeitaufwand für die Erbrin-
gung von verletzungsbedingt notwendigwerdenden
Zusatzleistungen als ersatzfähig zu qualifizieren. Es

kommt hinzu, dass dasselbe Cericht in vergleichba-
ren Fällen eine Querschnittlähmung bzw. Paraple-
gie die Zweckmässigkeit und Angemessenheit der
vollständigen Pflege und Betreuung durch den l,e-
benspartner und der nebenan wohnenden Tochter
nicht verneint.i2 Es sollte nicht der Zufall entschei-
dend sein, ob die geschädigte Person Angehörige hat,
die bereit sind, die notwendigen Hilfeleistungen zu
erbringen bzw. diese erbringen, obwohl die geschä-

digte Person vereinzelte Verrichtungen - mit er-

66 Weiterführend LANDoLT H./RUGGLI S., l)er Bereit-
schafts-(Präsenz-) und Überwachungsschaden, in: Haft
pflichtrecht VersicherunSsrecht. Band l, Zürich 2010,
s. 99 ff.

67 Vg]. BGE 124111249 E.3.
68 Vgl. BCL 1271II403 tl. 4b.

69 Vgl. Urteil Handelsgericht des Kantons Zürich
HG080251 vom 20. November 2018 E. 6.1.1, S. 29.

70 Vgl. Urteil HandelsSericht des Kantons Zürich
HG080251 vom 20. November 20lS E. 6.1.1, S. 29 ff.

71 Ibid. s.31.
72 Vgl. Urteil Handelsgericht des Kantons Zürich

HG030230 vom 23. Juni 2008 = SG 2010 Nr. 16:r,1

E.6.4/d/bb
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höhtem Zeitaufwand - selbstständig vornehmen
könnte.73

Es wäre deshalb angebracht, den Sesamten verlet-
zungsbedingten Hilfs-, Betreuungs- und Pfl egebedarf
als ersatzfähig zu betrachten. Dem Umstand, dass die
verletzte Person Ohnehinleistungen mit erhöhtem
Zeitaufwand oder verletzungsbedingt notwendige
Zusatzleistungen mit oder ohne erhöhten Zeitauf-
wand selber erbringt, ist erst im Rahmen der Vorteils-
anrechnung Rechnung zu tragen. Von der geschädig-
ten Person kann verlangt werden, dass sie die Zeit, die
unter dem Titel weggefallene oder eingeschränkte
Arbeitskraft als Haushaltschaden oder Einkommen-
sausfall vergütet wird, für die Kompensation eines er-
höhten oder zusätzlichen Zeitauf wandes verwendet.

73 Siehe dazu ferner BGE 35 II 216 E. 5 und Urteil KGer VS
i.S. Hennemuth c. [,uftseilbahn Betten-Bettmeralp AG
und Schweizer Union vom 2. Mä1216. September 1979 =
SC 1979 Nr. 136 E. sa/bb und sb/bb.

In iedem Fall ist bei der Berechnung des zukünfti-
gen Schadens zu berücksichtigen, dass die Fähigkeit
zur Selbstversorgung mit zunehmendem Alter oder
wegen verletzungsbedingter Spätfolgen wegfällt
bzw. sich verringert. Das Handelsgericht des Kantons
Zürich geht davon aus, dass ab Alter 60 gewisse
Selbstpflegehandlungen nicht mehr möglich sind,
weshalb sich der Fremdpflegeaufwand ab diesem Al-
ter erhöht.7{ Ab einem Alter von 75 Jahren ist bei
querschnittgelähmten Personenvoneinemüberwie-
gend wahrscheinlichen Heimeintritt auszugehen,
weshalb ab diesem Zeitpunkt keine Selbstversor-
gungsfähigkeit mehr besteht.Ts

74 Vgl. Urteil Handelsgericht des Kantons Zürich
HG080251 vom 20. November 2018 E.6.2.7.3, S.61 (Er-
hdhungum 2 Stunden pro Tag).

75 Vgl. Urteil Handelsgericht des Kantons Zürich
HG030230 vom 23.Juni 2008 = SG 2010 Nr. 1634 E. 6.8
c/bb.
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